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Bonn, den 19. Oktober 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vorn 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) in der zur Zeit, 
geltenden Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 

Zweiunddreißigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1965 
(Verarbeitungsweine aus Griechenland) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt w^orden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Zweiunddreißigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1965 
(Verarbeitungsweine aus Griechenland) 


Auf Grund des § 11 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S 737), zuletzt 
geändert durch das Sechste Gesetz zur Änderung des 
Zollgesetzes vom 13. September 1965 (Bundesgesetz^ 
blatt I S. 1313), verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages: 


§ 1 

Im Deutschen Zolltarif 1965 (Bundesgesetzbl. 1964 
II S. 1514) in der zur Zeit geltenden Fassung wird in 
der Tarifnr. 22.05 (Wein usw.) mit Wirkung vom 
1. Juni 1965 folgende Anmerkung angefügt: 

„11. Auf Weine (aus Absatz B) griechischer Erzeu- 
gung werden bis zu einer Menge von 30 000 hl 
vom 1. Juni 1965 bis 31. Dezember 1965 die in 
den Anmerkungen 2, 3, 4 und 5 zu Tarifnr. 22.05 
angegebenen Binnen-Zollsätze angewendet, 
wenn die Weine unter den in diesen Anmer- 
kungen genannten Bedingungen abgefertigt 
werden.'' 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zoll- 
gesetzes auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am fünften Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


(1) Das gemäß Protokoll Nr. 14 zum Abkommen 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechen- 
land für die Zeit vom 1. November 1964 bis zum 
31. Oktober 1965 eröffnete Zollkontingent für grie- 
chische Veraiibeitungsweine in Höhe von insgesamt 
118 500 hl zum jeweiligen Binnen-Zollsatz ist frü- 
hestens am 1. Juni 1965 erschöpft. Bei diesen Verar- 
beitungsweinen handelt es sich überwiegend um 
Brennweine. 

(2) Die griechische Regierung hat bei der EWG für 
das Jahr 1965 ein weiteres Zollkontingent für die 
Einfuhr von griechischen Verarbeitungsweinen in 
die Bundesrepublik beantragt. Da in der Bundesre- 
publik ein Bedarf an einer weiteren Einfuhr dieser 
Weine besteht, hat die Bundesregierung diesen An- 
trag aus wirtschaftlichen Gründen unterstützt. Die 
deutschen Weinbrennereien sind für die Herstellung 
von „Konsum-Weinbränden" aus Gründen der 
Wettbewerbsfähigkeit auf den Bezug von preisgün- 
stigen Brennweinen mittlerer Qualität, wie sie in 
Griechenland angeboten werden, angewiesen. Das 
gleiche gilt auch für die anderen bisher begünstig- 
ten Verarbeiter von griechischen Verarbeitungswei- 
nen. 

(3) Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten der EWG haben beschlos- 
sen, die Anwendung der Zollsätze bei der Einfuhr 


griechischer Verarbeitungsweine nach Deutschland 
für eine Menge von 30 000 hl in der Zeit von der 
Erschöpfung des in Absatz 1 genannten Zollkontin- 
gents bis zum 31. Dezember 1965 bis zur Höhe des 
jeweiligen Binnen-Zollsatzes auszusetzen. (Die Zu- 
stimmung der Mitgliedstaaten wurde im schrift- 
lichen Verfahren eingeholt. Am 7. September 1965 
hatten alle Mitglieder ihre Zustimmung erteilt). 

(4) Zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Weinbrennereien und zur Vermeidung 
von Preiserhöhungen für Konsum- Weinbrände so- 
wie im Interesse der anderen bisher begünstigten 
Verarbeiter hält es die Bundesregierung für erfor- 
derlich, von der gegebenen Möglichkeit Gebrauch zu 
machen und die (Griechenland-) Zollsätze für grie- 
chische Verarbeitungsweine für eine Menge von 
30 000 hl auf die Höhe der zugehörigen Binnen-Zoll- 
sätze zu ermäßigen. Damit wird praktisch die konti- 
nuierliche Weitergeltung des bisherigen Kontin- 
gents-Zollsatzes (Hinweis auf Absatz 1) für diese 
Verarbeitungsweine erreicht. Die Interessen des 
deutschen Weinbaues werden hierdurch nicht 
berührt. 


1) Bundesgesetzbl. 1962 II S. 1141/1316 

2) Bundesgesetzbl. 1964 II S. 1971, 
Bundesgesetzbl. 1965 II S. 451 
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